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Programms der Landesregierung auf den Grund
gehen, in dem sicherlich ein Grund für die fehlen-
de Dynamik im Bereich der erneuerbaren
Energien zu sehen ist. 
Zum anderen stelle ich die Idee des
Bürgerkraftwerkes vor, die helfen kann, den nega-
tiven Trend zu durchbrechen. Das Energienetz-
werk Saarbrücken hat in den letzten Monaten ein
Bürgerbeteiligungsmodell entwickelt, das zunächst
für Fotovoltaikanlagen angewendet werden soll.
Später sind ähnliche Modelle aber auch für ande-
re Projekte denkbar, die der Nachhaltigkeit unserer
Energieversorgung Vorschub leisten können. Jetzt
gilt es, das Modell in die Praxis umzusetzen, und
dafür brauchen wir Sie, die umweltbewussten
Bürger und Bürgerinnen unseres Landes. Ihre
Beteiligung ist gefragt. 
Ich hoffe, dass diese Ausgabe nicht zuletzt auch
durch die Darstellung gelungener Projekte ermuti-
gend und inspirierend für Sie ist!
Viel Spaß bei der Lektüre, mit sonnigen Grüßen,
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E d i t o r i a l

Liebe Leserin, lieber Leser,

die Bedingungen im Saarland sind eigentlich gut
für die Freunde einer umweltfreundlichen
Energieversorgung. Zumindest die Globalstrah-
lung ist mit deutlich über 1000 KWh/qm gewinn-
versprechend, und die Stadt Saarbrücken stellt
Dachfläche frei zur Verfügung, was längst nicht
selbstverständlich ist, auch wenn es das sein soll-
te. Energieeinsparpotentiale, deren Erschließung
durchaus gewinnträchtig sein kann, gibt es noch
reichlich. Trotzdem: Es tut sich relativ wenig in der
Kapitale unseres kleinen Ländchens, und drum
herum sieht es von Einzelbeispielen abgesehen
nicht viel besser aus. Beste Dächer bleiben leer,
Einsparpotentiale schlummern ungenutzt vor sich
h i n .
Natürlich gibt es, wie in jeder A u s g a b e ,
Nachrichten über aktuelle Ereignisse und
Entwicklungen. Das Zurückfallen des Saarlandes
in Sachen erneuerbare Energien und das, was
dagegen unternommen wird, ist aber T h e m e n -
schwerpunkt dieser Ausgabe. Zum einem wird
Peter Wünsch den Änderungen des ZEP p l u s

Nico Zwosta

Umweltschutz...muss man immer Opfer bringen, wenn man

sich engagiert? Nicht unbedingt - das Bürgerkraftwerk!

von Nicolai Zwosta

Kragen hoch, Mütze ins Gesicht, Blick stur
10 Meter vor mir auf die Fußgängerzonen-
platten... jetzt den weiten Bogen einleiten,
nein, nicht hinsehen, weiter... puh, das wäre
gerade noch mal gut gegangen. Die
Aktivistin, die sich da im perfekten Corporate
Identity Outfit des Umweltschutz xy e.V. ihr
Studium verdient, sieht wirklich gut aus. Nur:
Ich habe schon drei Fördermitgliedschaften
am Hals. "So kann’s nicht weiter gehen" sagt
der kleine Dagobert Duck in mir, "so dicke
hab ich das Geld auch nicht sitzen,
Geldspeicher 9 bleibt zu." 

Geht es Ihnen auch so? Irgendwie sieht man
mir an der Nasenspitze an, dass ich eine
Schwäche für den Umweltschutz habe.
Vielleicht kann ich auch einfach nicht nein
sagen, erst recht, wenn ich von netten...
Lassen wir das. Ich will eigentlich nur auf
eine attraktive Möglichkeit hinweisen,
Nachhaltigkeit und Umweltschutz zu fördern,
ohne Schwierigkeiten mit dem Besitzver-
walter im tiefsten Inneren der eigenen Seele
zu bekommen. Diese Möglichkeit nennt sich
Bürger-beteiligungs-solar- oder –wind-kraft -
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werk. Der Einfachheit halber nenne ich das
Ding jetzt einfach Bürgerkraftwerk, ist zwar
immer noch nicht gerade pfiffig, aber wenig-
stens kein Zungenbrecher. Ich setze dabei
einfach voraus, dass es sich um
Stromerzeugungsanlagen auf der Basis
Erneuerbarer Energien handelt, die nach
dem Erneuerbaren-Energien-Gesetz geför-
dert werden. Damit ist Klimaschutz auf jeden
Fall gewährleistet. 
Das mit dem Bürgerkraftwerk funktioniert
eigentlich ganz einfach. Man wird
Gesellschafter an einer Gesellschaft bürger-
lichen Rechts (GbR) oder GmbH & CoKG,
die eine Solaranlage baut und betreibt. Die
Anlage und die zugehörige Gesellschaft sind
so ausgelegt, dass man seine Investition, je
nach Projekt, nach 6 bis 15 Jahren in Form
von Steuervergünstigungen und Gewinn-
ausschüttungen peu à peu zurück bekommt.
Danach erhält man noch weitere Jahre eine
Gewinnbeteiligung. In den letzten Jahren der
geplanten Laufzeit ist der Geldrückfluss eher
höher, in den Jahren 5 – 15 eher niedriger.
Je nach Projekt eben. Nach der vom
Hersteller garantierten Laufzeit der Anlage
(meistens 20 Jahre) wird eine Gesellschaf-
terversammlung einberufen, die beschließt,
ob die Anlage weiter betrieben oder verkauft
werden soll. Fotovoltaikanlagen haben, weil
sie keine bewegten Teile brauchen, ein
geringes Betriebs- und Ausfallrisiko. Unter
Umständen läuft eine solche Anlage noch
viele Jahre länger, als vom Hersteller garan-
tiert, dann wird sie zu einem wirklich netten
Nebenverdienst, weil sie praktisch keine
Betriebskosten mehr verursacht. 

Man sollte sich trotzdem nicht auf das
nächstbeste Angebot stürzen, da die
Beteiligungsmodelle sehr unterschiedlich
ausgelegt sind. Projekte mit etwas höherem
Risiko (durch großen Kreditanteil) bei hoher
Rendite sind genauso gängig, wie vorsichtig
konzipierte Anlagen (ohne Kreditanteil) mit
bescheidenerer Rendite. Auch eignen sich
die verschiedenen Betreibermodelle in
unterschiedlichem Maße für besser oder
weniger gut Verdienende. Nicht nur weil die
Höhe der Mindestbeteiligung zwischen 250
und 10.000 Euro schwankt. Für besser
Verdienende, die nach Abschreibungsmög-
lichkeiten suchen, eignen sich eher Anlagen
mit hohem Kreditanteil und großer
Stückelung, weil bei diesen Betreibermodel-
len die Steuerwirkung eher in den

Vordergrund tritt. Leute, die eher ihr tapfer
gefüttertes Sparschwein schlachten wollen,
sollten sich hingegen tendenziell ein Projekt
mit kleiner Stückelung und größerem
Eigenkapitalanteil suchen, weil hier die
Gewinnausschüttung stärker ins Gewicht
fällt. 
Grundsätzlich gilt, dass solche Gesellschaf-
teranteile eine relativ sichere Geldanlage
sind, denn man bekommt im Gegensatz zu
Aktien zumindest sein eingesetztes Geld
wieder zurück. Dafür sorgt bei seriös geplan-
ten Anlagen das Versicherungspaket. Wer
sich genauer informieren will, kann sich
auch unter w w w. s f v. d e umsehen. Der
Verband hat einige interessante Beiträge
rund um die Fotovoltaik in das Internet
gestellt. 
Wer sich informiert, wird sehen, dass für
jeden etwas dabei ist. Deshalb bin ich über-
zeugt von der Idee des Bürgerkraftwerks.
Mir kommt dabei auch wieder die Aktivistin
von Umweltschutz xy e.V. in den Sinn: 
Das nächste Mal nämlich, wenn ich in der
Fußgängerzone bin, werde ich nicht mehr
den Kragen aufstellen und den Kopf einzie-
hen. Ich gehe dann auf die Aktivistin im per-
fekten Umweltschutz xy e.V. Corporate
Identity Outfit zu, lausche ihrem Anliegen
(bin gespannt, wie sie das einfädelt), um
dann Freude strahlend von meiner
Beteiligung am Bürger-solar-kraftwerk (na ja,
vielleicht fällt mir auch eine spritzigere
Bezeichnung ein...) zu erzählen. Und ich
werde nicht dafür mit einer vierten
Fördermitgliedschaft bei Umweltschutz xy
e . V. bezahlen müssen, was auch den
Besitzverwalter in mir sicher wieder glücklich
macht.

Sind Sie interessiert? Dann nehmen Sie
Kontakt mit uns auf:

Email:
nicolai.zwosta@zukunftswerkstatt-saar.de
Tel: 0681/3798749
Fax: 0681/3798750
Post: Zukunftswerkstatt Saar e.V.,

Evangelisch-Kirchstr. 8,
66111 Saarbrücken

Sonnige Grüße, 
Nicolai Zwosta, Energienetzwerk
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Nachrichten aus Berlin
von Simone Peter

Neues Marktanreizprogramm ab 1.1.2004

Die neuen Bedingungen des Programms zur
Förderung erneuerbarer Energien, kurz
Marktanreizprogramm, wurden Ende
November vom Bundesministerium für
Umwelt (BMU) bekannt gegeben. Die bishe-
rige Richtlinie läuft Ende 2003 aus. A b
1.1.2004 wird die Förderung von solarther-
mischen Kollektoren von jetzt 125 Euro auf
110 Euro je Quadratmeter abgesenkt. Der
Mindestertrag für solarthermische Anlagen
soll von 350 auf 525 kWh erhöht werden.
Höhere Förderbeträge wird es im kommen-
den Jahr zum Teil für Biomasseanlagen, wie
Holzheizungen, geben. Das BMU will die
Fördersätze anheben und neben den auto-
matisch beschickten auch die per Hand
gefüllten Biomasseanlagen bezuschussen.
Voraussetzung werden strenge Anforderun-
gen an innovative Techniken sein, die einen
sehr hohen Wirkungsgrad und niedrige
Emissionen vorschreiben. Im Bereich der
größeren Anlagen soll  der Kreis der
Antragsteller erweitert werden. Kommunen
und Körperschaften des öffentlichen Rechts,
wie die Kirchen, sollen zukünftig nicht mehr
von einer Förderung durch das
Marktanreizprogramm ausgenommen sein.
(vgl. www.bmu.de)

Steuerbefreiung für Biotreibstoffe in
Kraft

Der Deutsche Bundestag hat beschlossen,
B i o k r a f t s t o ffe von der Mineralölsteuer zu
befreien. Damit sind künftig Biogas, synthe-
tisches Benzin und Diesel aus fester
Biomasse, Bioethanol, Biomethanol und
Wa s s e r s t o ff aus Biomasse sowie
Fettsäuremethylester steuerbegünstigt. Mit
der neuen Regelung wird nun auch die
Beimischung von Biokraftstoffen bei
Mineralölen künftig steuerfrei zugelassen.
Für den Anteil beigemischter Biokraftstoffe
wird bei Diesel und anderen Mineralölen bis
Ende 2009 keine Mineralölsteuer mehr erho-
ben. Die Steuerbegünstigung der
Beimischung von Biokraftstoffen soll der
Biokraftstoffbranche den nötigen Anschub
geben. Breite Unterstützung gibt es deshalb
aus den Naturschutzorganisationen, der
Wissenschaft, der Automobilindustrie und

dem Bauernverband. Mit dem Gesetz soll
außerdem der deutsche Biokraftstoffmarkt
künftig unter anderem vor dem Import von
Bioethanol unbekannter Herkunft und Güte
geschützt werden. Hierzu sind spezielle
Kontroll- und Überwachungsbestimmungen
aufgenommen worden. (Weitere Infos:
www.hans-josef-fell.de)

Bundestag verbessert Bundeshaushalt
bei einzelnen Forschungstiteln

Im Forschungsministerium (BMBF) gibt es
im Vergleich zum Regierungsentwurf jeweils
eine Million EURO mehr für den
Vernetzungsfonds Erneuerbare Energien,
die Bionik, die Friedensforschung (für die
Friedensstiftung), sowie bei der Mobilitäts-
forschung für neue Antriebstechnologien. Es
gelang dem Parlament entgegen dem
Vorschlag der Regierung den Wegfall der
Mittel des Zukunftsinvestitionsprogramms
überwiegend aufzufangen. Hier stehen jetzt
15 Millionen Euro an frischen Mitteln für
Wi n d e n e r g i e - O ffshore, solarthermische
sowie geothermische Stromerzeugung und
ökologische Begleitforschung zur Ve r -
fügung. Leider nicht gelungen ist es, die
starken Kürzungen bei den Forschungsmit-
teln für nachwachsende Rohstoffe im
Bundeslandwirtschaftsministerium (Bundes-
ministerium für Verbraucherschutz) zu ver-
hindern. Ein Gegenfinanzierungsversuch
scheiterte an der Biodiesellobby. Als Folge
werden im Jahr 2004 von der Fachagentur
Nachwachsende Rohstoffe (FNR) fast keine
neuen Forschungsprojekte finanzierbar sein.
Die Mittel für Brennstoffzellenforschung wer-
den dagegen um 2 Millionen Euro aufge-
stockt. Insgesamt gestaltet sich die
Haushaltssituation in allen Forschungs-
bereichen sehr schwierig. (Weitere Infos:
www.hans-josef-fell.de)

EEG-Novelle in der Diskussion

Anfang November einigten sich unter dem
Druck der Regierungsfraktionen die
Ministerien von Wolfgang Clement
(Wirtschaft) und Jürgen Trittin (Umwelt) nach
monatelangem Streit auf einen
Regierungsentwurf für die Novelle des
Erneuerbare Energien-Gesetzes. 
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Die Regelungen sehen vor, dass die
Wi n d e n e r g i e vor allem an guten
Windstandorten im Binnenland gefördert
wird. Die Vergütungssätze sollen reduziert
werden: der Basissatz um 0,5 auf 5,5 Cent
pro kWh, der erhöhte Anfangssatz um 0,1
Cent auf 8,7 Cent pro kWh. Dies bedeutet
für 2004 gegenüber dem Jahr 2003 eine
Absenkung um rund 6,3% an guten Küsten-
standorten und um rund 2,3 % an guten
Binnenlandstandorten. Die Degression für
neue Anlagen soll von bisher 1,5% auf 2%
erhöht werden, um optimale Kostensen-
kungspotenziale zu erzielen. Insbesondere
für die Küstenstandorte sind besondere
Anreize für das sog. Repowering vorgese-
hen, also den Ersatz alter, kleiner Anlagen
durch moderne, leistungsstarke. An wind-
schwachen Standorten dagegen soll zukünf-
tig keine Vergütung nach dem EEG erfolgen;
die Grenze liegt bei 65% des Referenz-
ertrags. Die Windenergienutzung auf See
soll zügig erschlossen werden. Für Strom
aus Off s h o r e - Windkraftanlagen soll eine
hohe Vergütung von 9,1 Cent pro kWh min-
destens 12 Jahre gelten, mit einer
Verlängerung des Zeitraums, die abhängig
ist von der Entfernung zur Küste und der
Wassertiefe. Der hohe Vergütungssatz gilt
für Offshore-Anlagen, die bis 2010 in Betrieb
gehen.

Für Strom aus S o l a r s t r a h l u n g gibt es
zukünftig eine Grundvergütung; dies gilt
auch für große Freiflächenanlagen, soweit
sie sich im Bereich eines Bebauungsplans
befinden. Für Solaranlagen auf Gebäuden
erhöht sich die Vergütung. Für den
Solarstrombereich wurde auf Druck der
Regierungsfraktionen Ende November ein
Vorschaltgesetz mit Wirkung zum 1.1.2004
von SPD, Grünen und CDU beschlossen,
um einen drohenden Fadenriss zu vermei-
den, der durch das Auslaufen des erfolgrei-
chen 100.000 Dächer-Solarstrom-Pro-
gramms hätte entstehen können. Die
Branche erhält somit die erforderliche
Investitionssicherheit. Das Solarstromgesetz
(auch unter der Bezeichnung "Solarstrom-
Vorschaltgesetz" bekannt) ändert die
Paragraphen 8 und 13 des alten EEG.
Folgende Vergütungssätze wurden festge-
setzt: Alle Solarstromanlagen - auch solar-
thermische Kraftwerke - erhalten eine
Grundvergütung von mindestens 45,7
Ct/kWh. Solarstromanlagen an und auf
Gebäuden erhalten für den Anlagenteil, der
unter 30 kW liegt, eine Vergütung von min-
destens 57,4 Ct/kWh. Solarstromanlagen an

und auf Gebäuden erhalten für den
Anlagenteil, der zwischen 30 kW und 100
kW liegt, eine Vergütung von mindestens
54,6 Ct/kWh. Solarstromanlagen an und auf
Gebäuden erhalten für den Anlagenteil, der
über 100 kW liegt, eine Vergütung von min-
destens 54,0 Ct/kWh. Für Fassadenan-
lagen, die einen wesentlichen Teil des
Gebäudes bilden, gibt es eine zusätzliche
Vergütung von 5 Ct/kWh. Die hier genannten
Vergütungssätze gelten nur für Anlagen, die
nach dem 31.12.2003 erstmals in Betrieb
genommen werden. Ein Antrag von SPD
und Grünen, auch solche Anlagen mit in die
höhere Vergütung aufzunehmen, die vor
dem 1.1.04 in Betrieb genommen wurden,
die aber keinen 100.000 Dächerkredit mehr
erhalten haben, wurde von der CDU/CSU
nicht akzeptiert. 

Ein besonderes Detail der Neufassung ist für
Planer von Anlagen auf Reihenhäusern und
Doppelhäusern wichtig: Wenn auf einem
Gebäude - z.B. einer Reihenhaus-Reihe -
mehrere Anlagen in weniger als
Halbjahresabstand errichtet werden, und
dadurch in der Summe die 30 kW-Grenze
oder die 100 kW-Grenze überschritten wer-
den, dann wird die Vergütung für die später
hinzukommende Anlage so berechnet, als
handelte es sich um eine Gesamtanlage.
Wer zuerst kommt, erhält also den besseren
Vergütungssatz. Der Wortlaut des neuen
Vorschaltgesetzes ist zu finden unter
w w w. e r n e u e r b a r e - e n e r g i e n . d e, einer
Homepage des Bundesumweltministeriums.

Eine Anhebung der Vergütungssätze gibt es
für Strom aus Biomasse: Im neuen EEG soll
die erste Schwelle schon bei 150 kW liegen
mit einem erhöhten Vergütungssatz von 11,5
Cent pro kWh. Zusätzlich ist für Anlagen bis
5 MW Leistung ein Bonus von 2,5 Cent pro
kWh für den Einsatz nachwachsender
Rohstoffe und ein weiterer Bonus von 1 Cent
pro kWh beim Einsatz innovativer Technik
wie Brennstoffzellen vorgesehen.

Strom aus Wasserkraftanlagen bis 5 MW
Leistung wird weiterhin im EEG vergütet.
Auch für kleine, neu errichtete Anlagen bis
500 kW Leistung gilt dies an vorhandenen
Staustufen oder Wehren, wenn ein guter
ökologischen Zustand erreicht wird. Kleine
Anlagen bis 500 kW, die nicht im
Zusammenhang mit Staustufen oder
Wehren betrieben werden, sollen allerdings
nur noch in das EEG fallen, wenn die
Anlagen bis 31.12. 2005 genehmigt worden
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sind. Neu ist die Einbeziehung großer
Wasserkraftanlagen bis 150 MW Leistung,
wobei in Folge von Erweiterungs-
maßnahmen das Leistungsvermögen der
Anlagen mindestens um 15% gesteigert und
ein guter ökologischer Zustand erreicht wer-
den muss. Vergütet wird dann nur die durch
die Erweiterung neu hinzu gekommene
Strommenge, nicht jedoch die bereits heute
erzeugte.

Bei Strom aus der Nutzung der Energie des
Erdinnern - Geothermie - soll die Vergütung
deutlich angehoben werden. Hier beginnt
eine besonders vielversprechende Sparte;
im November 2003 nahm die erste strom-
produzierende Geothermieanlage in
Deutschland ihren Betrieb auf. Bei
Deponiegas, Klärgas und Grubengas soll
es einen Bonus für die Stromgewinnung mit
Brennstoffzellen geben.

Eine jährliche Degression der Vergütungs-
sätze ist jetzt in allen Sparten f ü r
Neuanlagen vorgesehen; für Geothermie-
und Wind-Offshore-Anlagen wird sie jedoch
für einige Jahre ausgesetzt. Die Degres-
sionssätze sind an das Effizienzpotenzial
der verschiedenen Sparten angepasst.
Damit wird ein anspruchsvoller Anreiz zur
Senkung der Kosten und Erhöhung der
Wirkungsgrade gegeben. Ziel ist es, die
Wettbewerbsfähigkeit der erneuerbaren
Energien mittelfristig zu erreichen, damit sie
sich dann am Markt selbst tragen können.
Ferner sind Regelungen vorgesehen, die zu
mehr Transparenz und einer Verbesserung
der Rechtssicherheit führen.

Gegenstand war ferner die H ä r t e f a l l r e -
gelung für stromintensive Unternehmen.
Diese besondere Ausgleichsregelung war in
Form des ersten Gesetzes zur Änderung
des EEG im Juli 2003 in Kraft getreten und
zunächst auf ein Jahr begrenzt. Sie soll
erweitert und die Befristung aufgehoben
werden. Es wurde ein 10-Prozent-Deckel
eingezogen. Das bedeutet, dass ein durch-
schnittlicher Haushalt in Zukunft statt 1 Euro
maximal 1,10 Euro für das EEG pro Monat
aufzuwenden hat.
Die Vorschläge der beiden Ministerien zur
EEG-Novelle sind ebenfalls zu finden unter
www.erneuerbare-energien.de.

Die Erneuerbaren-Energien-Verbände und
eine Reihe von SPD- und Grünen-
Parlamentariern möchten im anstehenden
Gesetzgebungsverfahren wesentliche Ände-

rungen an diesem Ministerialvorschlag vor-
nehmen. Dies betrifft vor allem die
Regelungen für die kleine Wasserkraft, die
Binnenwindkraftvergütung und die Ve r g ü -
tungen für Bioenergien, die wenig ambitio-
niert sind, um deren immenses Potenzial
weiter auszuschöpfen.

Wir sind gespannt, wie sich die Geschichte
der Erfolgsstory EEG fortsetzt und fordern
die saarländische Landesregierung auf,
nicht länger gegen eine umwelt- und klima-
schonende Energieversorung mobil zu
machen, sondern sich auf Bundes- und
Landesebene für die Ziele des EEG einzu-
setzen. Die Chancen, die sich aus einer
dezentralen und damit regionalen
Energieversorgung auf der Basis
Erneuerbarer Energien für Wachstum und
Arbeitsplätze ergeben, dürfen nicht länger
ignoriert werden!

SenerTec Center Saar-Mosel
Scheibelstr.13, 54421 Reinsfeld
Fon 06503/981 981, FAX 06503/981 989
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"Schludereien, mangelhafter Umgang mit
Sicherheitsvorschriften, Überschreitungen
von Wartungs- und Kontrollfristen. Dabei
kommen Alterserscheinungen der Anlagen
zu dem Fehlverhalten der Mitarbeiter und
Materialfehler." (Trierischer Volksfreund vom
6.7.2000 über die Störfallserie im Atomkraft-
werk Cattenom)

Die französische Aufsichtsbehörde gab
bekannt, dass sich im Jahr 1999 insgesamt
27 Störfälle und in 2000 mindestens 10
Störfälle im AKW Cattenom ereigneten.
Diese Störfallserie setzt sich bis heute fort.
Doch nur selten ist das grenznahe AKW im
Dreiländereck noch Gegenstand von politi-
schen Diskussionen. Auf Seite 10 der regio-
nalen Tageszeitung taucht vielleicht ein klei-
ner Bericht auf  wie am 3. März 2001:
"Strahlenalarm, 131 MitarbeiterInnen aus
Block 3 evakuiert". Auch jetzt, da der AKW-
Betreiber EDF (Electricité de France) neue
Grenzwerte für die Ableitung radioaktiver
Stoffe in die Mosel beantragt hat, hält sich
die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit in
Grenzen. 

Die Umweltminister aus dem Saarland und
Rheinland Pfalz, eigentlich beide als atom-
kritisch bekannt, taten sich zudem nicht mit
einer schnellen und breiten Veröffentlichung
der ihnen als erstes bekannten Anträge her-
v o r. Scheinbar bestand kein besonderes
Interesse an einem breiten, auch außerpar-
lamentarischen Widerstand. Die meisten
Gebietskörperschaften gaben zwar Einwän-
dungen ab, grundsätzliche Fragestellungen
blieben jedoch aus, ebenso die Thematisie-
rung der besonders in immer heisseren
Sommern zunehmenden Wassertiefstände
der Mosel und der radioaktiven Anreiche-
rungen in der Umwelt durch die auch im
Normalbetrieb genehmigten Emissionen des
Atomkraftwerks.

Tritium ist nur Wasser, schmeckt, macht
Spaß und ist ungefährlich

Die EDF will die genehmigte Belastung der
Mosel mit radioaktivem Tritium von derzeit
jährlich 160 Giga-Becquerel (GBq) auf 200
GBq erhöhen. Tritium entsteht im primären
Kühlkreislauf des AKWs, wo Borsäure unter
Neutronenbeschuss gerät. Die EDF plant,
ab 2006 neue, höher angereichterte
Uranbrennstäbe einzusetzen und erhoff t
sich davon einen längeren Wartungszyklus
und eine deutlich höhere Wirtschaftlichkeit.

Mehr spaltbares Uran, mehr Borsäure und
damit mehr Tritium für größere Gewinn-
spannen, so lautet die einfache Formel der
Atomindustrie. Gegen Tritium hilft kein Filter;
das belastete Wasser wird unverändert in
die Mosel "abgeleitet" - Halbwertszeit 12,5
Jahre. 
Möglich, dass sich radioaktive Isotope im
Uferschlamm, in Pflanzen oder Tieren anrei-
chern, nicht auszuschließen, dass es im
Trinkwasser landet, das viele Gemeinden
aus Moseluferfiltrat gewinnen. Auch die
Einleitung des krebserregenden Hydrazins
wollen die Cattenom-Betreiber von 8,3 Kilo
im Jahr 2000 "in gewissen betriebsbeding-
ten Situationen" auf maximal 290 Kilogramm
erhöhen (TV vom 2.10.03). 
Wegen der schwer einzuschätzenden
Gefahr, die von dem größten französischen
Atommeiler für die Allgemeinheit ausgeht,
hatte das Verwaltungsgericht Strassbourg
ein öffentliches Enquêteverfahren angeord-
net.

Ein Lehrstück an Manipulation und
Vertuschung

Die dreiköpfige "Untersuchungskommission"
unter Vorsitz von Cathérine Stroebélé
bemüht sich dabei aber wenig um
Aufklärung und Beteiligung der betroffenen
Bevölkerung, sondern inszeniert ein

CATTENON !
von Michelle Sontowsky und Markus Pflüger

Zum neuen Genehmigungsverfahren für
radioaktive, chemische und thermische
Emissionen des französischen
Atomkraftwerks Cattenom, 50km von
Saarbrücken.
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Lehrstück an Manipulation und Vertuschung:
Zu den Anhörungen, wie am 1.10. im Trierer
Robert-Schumann-Haus, wurden nur offizi-
elle Vertreter der Moselgemeinden und eine
Handvoll Verbände eingeladen. Der
Vertreter des rheinland-pfälzischen Umwelt-
ministeriums begrüßte das nur mit EDF-
Vertretern besetzte Podium und wünschte
eine sachliche Diskussionsveranstaltung.
Sowohl bei dieser Veranstaltung als auch in
Cattenom protestierten VertreterInnen der
Initiative für Atomausstieg Trier und des
Koordinationskreis gegen Atomkraft  Saar
gegen die "Desinformationsveranstaltung"
und forderten zu Einwändungen auf. "Mehr
Verseuchung für mehr Profit" stand auf dem
Transparent, mit dem sie für die Stilllegung
Cattenoms eintraten. Greenpeace hatte in
der Woche zuvor das Dach des A K W ’s
besetzt und "Keine neue Genehmigungen!"
sowie "Null Emissionen!" gefordert.
Rückmeldungen aus der Bevölkerung erga-
ben, dass viele geschockt und beunruhigt
waren, dass es im sogenannten
Normalbetrieb überhaupt radioaktive
Emissionen gibt und diese noch erhöht wer-
den sollen.

In Trier wurde wie auch bei der
"Informationsveranstaltung" am 10. Oktober
im Casino in Cattenom schnell deutlich, wer
den Ton angibt: Die EDF-Abgesandten,
eigentlich Bittsteller in einem Verwaltungs-
verfahren, durften erst einmal 1 1/2 Stunden
über unterschiedliche Rechtsvorschriften in
den europäischen Ländern, acht verschiede-
ne Klassen von Einleitungen und den
Fortschritt dozieren, den höher konzentrierte
Atombrennstäbe bedeuten. Genauso stolz
wie herablassend legten sie sogar ihre
Prozessplanung zur Einführung der neuen
Gallice-Brennstäbe auf den Projektor: Das
von 2000 bis 2006 dauernde Antragsverfah-
ren sieht nur 37 Tage zwischen der
Ve r ö ffentlichung des Antrags und dem
Einsendeschluss für Einwändungen vor.

Die Kommissionspräsidentin Cathérine
Stroebélé spielte dabei die Rolle der
Ansagerin der EDF-Manager und beließ
ihren Beitrag bei einem kurzen Eigenlob:
Man habe sich bemüht, neutral zu bleiben
und sogar für eine Beteiligung der deut-
schen NachbarInnen gesorgt – was nicht
selbstverständlich sei. So waren viele
SaarländerInnen und Rheinland-Pfälzer-
Innen nach Cattenom gekommen, um nach
der stundenlangen Nachhilfe in Kernphysik
und Arroganz noch Fragen stellen zu dürfen. 

– "Warum gibt Cattenom zigmal mehr
Radioaktivität in die Umwelt ab als ver-
gleichbare deutsche Atomkraftwerke?" –
Sie wurden mit viel Rhetorik und wenig
Information abgespeist: 
– "Es gibt Kernkraftwerke, die besser und
welche, die schlechter ausgerüstet sind."
(TV vom 2.10.) 
– "Was ist mit den Störfallserie im Jahr 2001
und dem Anstieg der Emissionen?" 
– "Aber das haben wir doch längst einge-
räumt, Sie sehen also, wie transparent wir
arbeiten!" 
Viele Einwände veranlassten die Atommän-
ner zum Grinsen. Ob gefragt wurde wie
Grenzwerte zustande kommen (Kompro-
miss zwischen technisch und politisch
Machbarem und eigentlich Wünschenswer-
tem) und was es bringe von Grenzwertsen-
kungen zu reden, aber nicht zu sagen wie
hoch die tatsächlichen Einleitungswerte sind
– oder "Was schlagen Kritiker für
Grenzwerte vor? Handelt es sich um
Mittelwerte oder Perzentile?", das blieb
ebenso unbeantwortet wie die Frage, warum
in den Emissionsgrafiken zwei Jahre, näm-
lich die letzten mit den Störfallserien fehlen.
Man hielt es auch für überzeugend, einen
Bürger heranzuschaffen, der aus eigener
Sachkunde ("Ich bin Mediziner") die
Ungefährlichkeit der Radioaktivität erklärte –
bis er von Ortskundigen als Betriebsarzt des
Atomkraftwerks geoutet wurde. In Cattenom
hatte zwar ein Atomkritiker von WISE das
Wort ergriffen, aber nur weil der
Luxemburger Europaabgeordnete der
Grünen ihn mitgebracht hatte, um die
Einseitigkeit dieser Desinformationsveran-
staltung kurz zu durchbrechen.

Eine bekannte Schwachstelle des Reaktors,
die mit längeren Brennzyklen noch kritischer
sein dürfte, nämlich die durch unerklärliche
Vibrationen entstehenden Risse in der Hülle
der Uranstäbe, wurde von den EDF-
Angestellten heruntergespielt – der Antrag
beziehe sich schließlich auf die Schadstoff-
Grenzwerte, nicht auf die Reaktortechnik.
Und der Bruch eines Brennstabes sei weder
zu erwarten noch allzu katastrophal. 

Merkwürdig, dass es gerade im Probebe-
triebszeitraum dieser neuen Brennstäbe zu
Rissbildungen, Störfällen und Emissions-
erhöhungen kam. Glaubt man den siegessi-
cheren Managern der EDF, so ist die
Einleitung in die Mosel vollkommen unge-
fährlich und die bloße Folge technischer



8Energiewende Saarland e.V. Regionales Magazin 4 - Dez. 2003

Weiterentwicklung, die Genehmigung des
Antrags nur noch Formsache und jede Kritik
daran ziemlich lächerlich. Im Rahmen des
Genehmigungsverfahrens ist Bürgerbeteili-
gung jedenfalls nicht wirklich erwünscht –
die Frist endete am 15. Oktober, nach einem
Monat um die Aktenordner mit den Antrags-
unterlagen einzusehen. 
Freilich: Allein durch die Farce des
Antragsverfahrens werden die Interessen
der Atomwirtschaft deutlicher als durch die
Lektüre der zig Tausend Seiten Antragstext.

Mörsdorf und Conrad von der EDF
gekauft?
Merkwürdig auch, warum die früh informier-
ten deutschen Umweltminister von
Rheinland-Pfalz und dem Saarland nicht hal-
fen einen Proteststurm zu entfachen – theo-
retisch sind sowohl Margit Conrad als auch
Herr Mörsdorf gegen A t o m k r a f t n u t z u n g .

Oder spielen höhere Interessen eine Rolle
und erklären, warum es bei Einwändungen
und pressewirksamen Gesprächen bleibt,
die am ungestörten Betrieb des AKW aber
nichts ändern (dürfen). 

Eine weitere Frage bleibt: Wohin mit dem
Atommüll aus Cattenom, wenn man die
Suche nach einem sicheren "Endlager"
inzwischen aufgegeben hat? Herr Mörsdorf
hält das Endlagerprojekt Bure in Lothringen
ja scheinbar für geeignet (siehe altes
Energiewendeinterview) – er hat scheinbar
auch eine alte Anti-Atom-Weisheit nie begrif-
fen: erst abschalten heißt, die Devise und
dann nach dem am wenigsten üblen
Verbleib suchen – denn "Endlager" ist eine
Illusion, die dem Weiterbetrieb der
Atomanlagen dient.
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Seit dem 1.4.2003 gelten die neuen Förderrichtlinien des ZEP Plus. Es hat z.T. starke Kürzungen
und schärfere Auflagen bei der Förderung von Holz-/Strohheizungen sowie von Entwicklungs-
Pilot- und Demonstrationsvorhaben gegeben.
Wärmedämmmaßnahmen werden weiterhin im Förderkatalog aufgeführt, allerdings stehen hier-
für im laufenden Haushaltsjahr keine Mittel zur Verfügung, was einer 100 %igen Kürzung gleich-
kommt. Positiv ist, dass kleinere Holz- und Strohfeuerungsanlagen in den Förderkatalog aufge-
nommen wurden. In nachfolgender Tabelle sind die Änderungen der Richtlinien dargestellt. 

Änderung der Förderrichtlinien im Zukunftsenergieprogramm Plus

von Peter Wünsch

Änderungen im Zukunftsenergieprogramm Plus (ohne Gewähr)

Zuwendungs-
empfänger

Nicht antragsberechtigt

Art, Umfang, Höhe

Wärmedämm-
maßnahmen

!Achtung - gesammter
Programmpunkt wird
zur Zeit nicht gefördert!

alle natürlichen und juristischen
Personen
Unternehmen, die nicht kleine
und mittlere Unternehmen gem.
EU-Richtlinien sind
nicht rückzahlbarer Zuschuss

Wohngebäude, die vor 1.1.90
erstmals bezogen wurden

zusätzl.Dämmung der Außen-
wand mind. 8cm: 4 Euro/m2; bei
mind.12 cm: 8 Euro/m2

zusätzl.Dämmung der Innen-
wand mind. 6 cm: 4 Euro/m2

Kerndämmung 2-schaliges
Mauerwerk zus. mind. 4cm: 3
Euro/m2

Steildach zus.mind. 16 cm:
5 Euro/m2

Flachdach zus. mind.16 cm:
„Kaltdach“ 5 Euro/m2

„Warmdach“ 4 Euro/m2

ob.Geschossdecke zus.mind.
20 cm: 4 Euro/m2

Kellerdecke od. Sohle Grund-
fläche zus.mind. 6 cm: 3 5
Euro/m2

Einbau neuer Fenster u-Wert <
1,4 W/m2: 55 Euro/m2

Lüftungsanl. mit Wärmerückg.
N50-Wert < 1,0/h: 10% zuwend.
fäh.Kost. (max. 1300 Euro)
Wärmeleitfähigkeit eingesetzter
Dämmstoffe Lmabda < 0,04
W/mK
Antragsberecht. nur Eigentümer
Höchstzuschuss: 5100 Euro,
Mindestzuschuss: 750 Euro

alle natürlichen und juristischen
Personen
Unternehmen, die nicht kleine und
mittlere Unternehmen gem. EU-
Richtlinien sind
nicht rückzahlbarer Zuschuss gem.
De-minimis-Beihilfe gem. EU
100.000 EUR/3 Jahre
Wohngebäude, die vor 1.1.90 erst-
mals bezogen wurden

zusätzl.Dämmung der Außenwand
mind. 10cm: 5 Euro/m2; bei mind.12
cm: 8 Euro/m2

zusätzl.Dämmung der Innen-wand
mind. 6 cm: 4 Euro/m2

Kerndämmung 2-schaliges
Mauerwerk zus. mind. 4cm: 3
Euro/m2

Steildach zus.mind. 16 cm:
5 Euro/m2

Flachdach zus. mind.16 cm:
5 Euro/m2

ob.Geschossdecke zus.mind.
20 cm: 4 Euro/m2

Kellerdecke oder Sohle der
Grundfläche zus. mind. 6 cm: 3 5
Euro/m2

Einbau neuer Fenster u-Wert < 1,4
W/m2: 45 Euro/m2

Lüftungsanlagen mit Wärmerückg.
N50-Wert < 1,0/h: 10% zuwen-
dungsfäh.Kosten (max. 1300 Euro)
Wärmeleitfähigkeit eingesetzter
Dämmstoffe Lmabda < 0,04 W/mK

Antragsberechtigt: nur Eigentümer
Höchstzuschuss: 5100 Euro,
Mindestzuschuss: 750 Euro

Ausnahme: De-minimis-
Beihilfen

!Dieser Punkt steht zwar
im Programm, wird aber
nicht gefördert!

bis 1.4.2003 seit 1.4.2003 Kommentar
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Forts.: Änderungen im Zukunftsenergieprogramm Plus (ohne Gewähr)

Blockheizkraftwerke

Nahwärmenetze

thermische
Solarkollektoren

Fotovoltaikanlagen
an Schulen

Windkraftanlagen

Holz- u. Stroh- 
feuerungsanlagen

el.Gesamtleistung < 40 kw, bei
Biogasanlagen < 120 kw
Emmissionswerte: CO < 325
mg/m3, NOx < 250 mg/m3 bez.
auf 5% Sauerstoff

Jahresnutzungsgrad > 80%, wär-
mebedarfsgeführte Betriebsweise
Förderung: bis 10 kW el.Leistung:
620 Euro/kW, mehr als 10 kW:
6.200 Euro
mind.50% Wärme aus Abwärme,
KWK oder aus Biomasse oder
15% aus Solarkollektoren
keine Wärmeleitungen in Gebäuden
keine Förderung falls Fernwärme aus
KWK techn. u. wirtsch. möglich
Förderung: 30% der zuwendungsfä-
higen Ausgaben (z.A.) (max.102.500
Euro je Vo r h a b e n )
Flach- u. Luftkollektoren Bruttofläche
> 20 m2 : 90 Euro/m2

Va k u u m r ö h r e n k o l l e k t o r e n
Bruttofläche > 16 m2: 90 Euro/m2

Erweiterung: 52 Euro/m2

bei Einbau einer Funktionskontrolle:
16 Euro/m2

Höchstbetrag: 26.000 Euro
Antragsberechtigt: juristische Pers. des
p r i v.Rechts, die sich überwiegend im
Teil von Gebietskörperschaften befin-
den und KMU sind
netzgekoppelte Solaranlagen an
S c h u l e n
Umfang der Förderung: 2600 Euro je
A n l a g e

erstmaliger Netzanschluss bei
Anlagen > 500 kW, falls sehr
hohe Kosten entstehen
Förderung 30% der z.A. (max.
77.000 Euro/MW)
Nennwärmeleistung von 100 kW
bis etwa 1 MW

nur automatisch beschickte A n l a g e n

Emmissionswerte: CO < 500 mg/m3,
NOx < 250 mg/m3, Staub 150 mg/m3

bez. auf 13% Sauerstoff

el.Gesamtleistung < 40 kw, bei
Biogasanlagen < 120 kw
Emmissionswerte: CO < 325
mg/m3, NOx < 250 mg/m3 bez. auf
5% Sauerstoff

Jahresnutzungsgrad > 80%, wärme-
bedarfsgeführte Betriebsweise
Förderung: bis 10 kW el.Leistung:
620 Euro/kW, mehr als 10 kW:
6.200 Euro
mind.50% Wärme aus Abwärme,
KWK oder aus Biomasse oder 15%
aus Solarkollektoren
keine Wärmeleitungen in Gebäuden
keine Förderung falls Fernwärme aus
KWK techn. u. wirtsch. möglich
Förderung: 30% der z.A. (max.100.000
Euro je Vo r h a b e n )

Flach- u. Luftkollektoren Bruttofläche >
20 m2: 90 Euro/m2

Vakuumröhrenkollektoren Bruttofläche >
16 m2: 90 Euro/m2

Erweiterung: 52 Euro/m2

bei Einbau einer Funktionskontrolle: 16
E u r o / m2

Höchstbetrag: 26.000 Euro
Antragsberechtigt: juristische Pers. des
p r i v.Rechts, die sich überwiegend im Te i l
von Gebietskörperschaften befinden und
KMU sind
netzgekoppelte Solaranlagen an
S c h u l e n
Umfang der Förderung: 2600 Euro je
A n l a g e

erstmaliger Netzanschluss bei
Anlagen > 500 kW, falls sehr hohe
Kosten entstehen
Förderung 30% der z.A. (max.
77.000 Euro/MW)
Nennwärmeleistung von 6 kW bis
etwa 1 MW

bei Anlagen bis 50 kW und Stückholz-
kesseln nur wenn Wa r m w a s s e r z e n t r a l -
h e i z u n g
automatisch beschickte A n l a g e n :
Emmissionswerte: CO < 250 mg/m3,
NOx < 250 mg/m3, Staub < 50 mg/m3

bez. auf 13 % Sauerstoff ,
Kesselwirkungsgrad > 85 %,
Wärmespeicher mind. 30 l/kW

Diese Emmissionswer-
te können von Heizöl-
BHKW nicht erreicht
werden

Auch Hausanschlüsse
und Übergabestationen
förderbar
Auch Luftkollektoren
werden gefördert

Auch Investitionen
durch Dritte (z.B. Con-
tractoren) förderbar

Auch kleinere Anlagen
unter 100 kW werden
jetzt gefördert

Emmissionswerte für
autom. beschickte Anl.
wurden stark ver-
schärft! Teurer Staub-
filter macht Anlagen
unwirtschaftlich!

bis 1.4.2003 seit 1.4.2003 Kommentar
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Forts.: Änderungen im Zukunftsenergieprogramm Plus (ohne Gewähr)

Entwicklungs-, Pilot-
und Demonstrations-
vorhaben
Energiekonzepte
und Machbarkeits-
studien

Förderung: 30% der zuwendungs-
fähig. Kosten (max.130 Euro/kW)

Förderung: 30 % der z.A. (max.
256.000 Euro)

für Siedlungsgebiete oder einzel-
ne Gebäudekomplexe

Förderung: bis 40 % der z.A., bei
Biomasse oder solarthermischen
Anlagen: 50% (max. 52.000 Euro)

handbeschickte Anlagen: Emmis-
sionswerte: CO < 2000 mg/m3,
Staub < 100 mg/m3 bez. auf 13%
Sauerstoff, Kesselwirkungsgrad >
88%, Wärmespeicher mind. 50 l/kW
Förderung autom.beschickte
Anlagen: 30 Euro/kW

Förderung handbeschickte Anlagen:
50 Euro/kW
zusätzliche Förderung von 800 Euro
bei Anlagen mit Wirkungsgraden
über 90%
Förderung: 30 % der z.A. (max.
100.000 Euro)

für Siedlungsgebiete oder einzelne
Gebäudekomplexe

Förderung: bis 40 % der z.A., bei
Biomasse oder solarthermischen
Anlagen: 50% (max. 52.000 Euro)

Auflage Wärmespei-
cher einzusetzen ver-
teuert Anlagen erheb-
lich!

Förderung von Anlagen
über 100 kW wurde
drastisch gekürzt!

Maximaler Förderbe-
trag stark gekürzt!

bis 1.4.2003 seit 1.4.2003 Kommentar

Verschlechterung der Situation für Anlagen
über 100 kW erreicht. Leidtragende hiervon
sind zum einen nicht kommunale Investoren
wie z.B. Contracting Firmen sowie
Planungsbüros, deren Vorplanungen und
Machbarkeitsstudien jetzt wegen mangeln-
der Wirtschaftlichkeit kaum mehr realisiert
werden können. Hiermit verbunden ist auch
ein Imageverlust des Standortes Saarland
für Investoren in Erneuerbare Energien,
denn wer möchte schon Kosten in
Vorplanungen stecken, wenn diese nach
kurzer Zeit durch eine Änderung der
Förderrichtlinien wieder Makulatur werden.

Auch die fortdauernde ungenügende
Förderung für Fotovoltaikanlagen ist zu kriti-
sieren. Es wurden keine Konsequenzen aus
dem starken Rückgang der Neuinstallatio-
nen (gegen den Bundestrend) durch die
Streichungen im alten ZEP Plus Programm
gezogen. Auch ist zu beanstanden, dass es
faktisch keine Förderung von Heizöl-BHKWs
gibt, da die vorgegebenen Emissionswerte
für diese Anlagen nicht zu erreichen sind.
Hierdurch sind alle saarländischen
Haushalte, die keine Möglichkeit für einen
Anschluss an das Erdgasnetz haben, von
der Förderung ausgeschlossen.  

Bewertung der wesentlichen Änderungen

Zu begrüßen ist, dass kleinere Holz- und
Strohfeuerungsanlagen von 6 kW bis 100
kW Nennleistung zukünftig durch das
Programm gefördert werden. Die
Finanzierung hierzu ging jedoch offensicht-
lich zu Lasten größerer automatisch
beschickter Anlagen von 100 kW bis etwa 1
MW. Zum einen wurden für diese Anlagen
die Auflagen an die Emissionswerte stark
verschärft (z.B. Staub < 50 mg/Nm3), zum
anderen wurden die Fördermittel von 130
Euro auf 30 Euro je kW Nennleistung
gekürzt. Da hilft es auch nicht, dass die
Fördermittel aus dem Bundesprogramm der
Kreditanstalt für Wiederaufbau in Höhe von
55 Euro /kW (Teilschuldenerlass) kumuliert
verwendet werden können. In der Summe
bleibt eine spürbare Kürzung der
Fördermittel. 

Um die neuen Emissionswerte einzuhalten,
müssen bei automatisch beschickten  Holz-
und Strohfeuerungsanlagen jetzt aufwändi-
gere Feinfilter in die Abgassysteme einge-
baut werden, was diese stark verteuert.
Durch die gleichzeitige Senkung der
Fördersätze wurde eine erhebliche
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Völlig unverständlich ist es,  dass die
Förderung von Wärmedämmmaßnahmen im
Förderkatalog (gekürzt) aufgeführt wird,
gleichzeitig aber die finanziellen Mittel hierzu
fehlen, weswegen dieser Programmpunkt
gleich wieder ausgesetzt wird. Bei
Häuslebauern und Fachbetrieben für
Wärmeschutz dürfte diese Regelung bereits
zu Ärger und Verwirrung geführt haben. 

Unterm Strich hat die saarländische
Regierung die Bedingungen des ZEP Plus
zur Förderung erneuerbarer Energien und
Energieeinsparung im Jahre 2003 stark ver-
schlechtert. Einzige Ausnahme ist die

Einführung der Förderung für kleinere
Holzheizungsanlagen unter 100 kW
Leistung, was jedoch zu Lasten größerer
Holz- und Strohfeuerungsanlagen geht.
Unter den aktuellen Sparzwängen wäre es
besser gewesen,  die Änderung der Förder-
konditionen im ZEP Plus moderat durchzu-
führen und nicht auf der einen Seite den
Förderkatalog zu erweitern, um diesen an
anderer Stelle abrupt zu kürzen. Wie das
Aufsteigerland Saarland eine Marktentwick-
lung in diesen Bereichen so schaffen will, ist
nicht zu verstehen.     

Internationale Videokonferenz zu 
"Weltarmut und Nachhaltige Entwicklung"

von Simone Peter

Am 30.10.2003 führte die Zukunftswerkstatt
Saar e.V. im Europäischen Informations-
zentrum Saar-Lor-Lux (EIZ) im Rathaus
Saarbrücken gemeinsam mit dem Anoka
Ramsey Community College, Minneapolis/
U S A und in Kooperation mit dem
Europäischen Informationszentrum Saar-
brücken Saar-Lor-Lux (EIZ) eine transatlan-
tische Videokonferenz zum T h e m a
" Weltarmut und Nachhaltige Entwicklung"
durch. Politiker aus USA, Kanada und
Deutschland, die sich seit Jahren theoretisch
wie praktisch mit dem Thema Weltarmut und
Nachhaltige Entwicklung auseinanderset-
zen, waren per Video und Telefon miteinan-
der verbunden. 

Nach dem Weltumweltgipfel von
Johannesburg 2002 ergab sich eine wach-
sende internationale Nachhaltigkeitsdebatte,
die von umweltinteressierten Nationen und
Nicht-Regierungsorganisationen (NGO)
geführt wird. Generelles Ziel dabei ist die
Realisierung eines globalen Aktionsplanes,
der politische Initiativen der Arbeitsbeschaf-
fung, des Klimaschutzes, der Kriegsvermei-
dungsprävention und der A r m u t s b e k ä m p -
fung insbesondere in der 3. Welt fördert und
integriert. Ein wichtiges konkretes Ziel ist
dabei die Unterstützung der von

Bundeskanzler G. Schröder in Johannes-
burg vorgeschlagenen Internationalen
Konferenz für Erneuerbare Energien in Bonn
2004, die weltweite Impulse für eine umwelt-
schonende, dezentrale Energiegewinnung
geben soll.

Darüber diskutierten unter Leitung von Prof.
D r. Stephan Peter (Anoka Ramsey
Community College, Minneapolis) Ken
Pentel, Kandidat der Grünen von Minnesota,
Bill Fletcher, Präsident des Tr a n s A f r i c a
Forums, Washigton D.C. und Kathy
Tingelstad, Mitglied des Parlaments,
Minnesota. In Kanada zugeschaltet war
Marianne Cerilli, Mitglied der New
Democraty Party, Winnipeg. Aus dem EIZ in
Saarbrücken zugeschaltet wurde Hans-
Josef Fell, MdB, forschungs- und technolo-
giepolitischer Sprecher von Bündnis 90/Die
Grünen im Deutschen Bundestag und
Vorsitzender von EUROSOLAR-Deutsch-
land. 

Die energiepolitische Dimension im
Globalisierungsprozess wurde vor allem von
Hans-Josef Fell thematisiert, weshalb wir
seinen Beitrag in gekürzter Form vorstellen:
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Die weltweite Verbreitung Erneuerbarer
Energien – eine Chance für
Entwicklungsländer und die gesamte
Welt 

Gerade die Länder des Südens sind beson-
ders betroffen von den negativen
Auswirkungen der globalen nuklearen und
fossilen Energieversorgung. Die Erschöp-
fung der Ressourcen auf der einen Seite und
der wachsende Bedarf auf der anderen
Seite verschärfen die Probleme, die nur
durch die Nutzung Erneuerbarer Energien
gelöst werden können.

Lokale Umweltschäden, Menschenrechts-
verletzungen und kriegerische Auseinander-
setzungen um nicht-erneuerbare Ressour-
cen nehmen immer stärker in einer Weise
zu, die nicht länger toleriert werden kann,
wie die Beispiele Nigeria, Sudan, Venezuela
oder Bolivien in der jüngsten Vergangenheit
gezeigt haben. Auch die militärische
Intervention im Irak verdeutlicht die
Tragweite des Kampfes um fossile
Ressourcen.

Klimatische Veränderungen, die durch die
Verbrennung fossiler Energien verursacht
werden, haben vor allem auf dem afrikani-
schen Kontinent, in Teilen Asiens und im
Südpazifik katastrophale Folgen. Stürme,
Überflutungen, lange Trockenperioden und
ansteigende Temperaturen führen zu
Zerstörungen riesigen Ausmaßes. Flucht
aus ihrer Heimat bedeutet deshalb für viele
Menschen den einzigen Ausweg, der wie-
derum Konflikte verursacht.

Steigende Preise für konventionelle
Energien sind der Grund, warum in vielen
Ländern kein Wirtschaftswachstum und
damit eine Befreiung von den Fesseln der
Überschuldung möglich ist. Die Folge sind
chronische Armut und Unterentwicklung. 

Die globale Einführung Erneuerbarer
Energien und deren dezentrale Nutzung bil-
den daher eine entscheidende
Entwicklungsbasis für viele Länder. Die loka-
le Energieproduktion auf der Basis von
Sonne, Wind, Geothermie und Bioenergien
bietet die Chance, Licht für Schulen und
Elektrizät für die Gewinnung sauberen
Trinkwassers einfach und in Eigenregie zu
erzeugen und damit unabhängig von teuren

Energieversorungsstrukturen wie zentralen
Großkraftwerken, Öl- und Gaspipelines,
Raffinerien und Hochspannungsleitungen zu
sein. Die massenhafte Verbreitung der
E r n e u e r b a r e n - E n e r g i e n - Technologien lässt
zudem deren Kosten minimieren, so dass
sie wirtschaftlich attraktiver werden als der
Aufbau von Großstrukturen auf der Basis
fossiler und nuklearer Energien. 

Wie Kostenreduktion und Technologieent-
wicklung auf einem heimischen Markt voran-
schreiten können, zeigen die Beispiele
Deutschland (vor allem für die Windenergie)
und Japan (für die Photovoltaik). Durch eine
ambitionierte Gesetzgebung wie dem
Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) ent-
wickelte sich in Deutschland der weltweit
größte Markt für Windenergie und die
zweitgrößte Industrie für Photovoltaik. Auch
die Nutzung von Bioenergie, Geothermie
und Wasserkraft wird gefördert, wodurch
neue Industriezweige und damit auch neue
Arbeitsplätze entstanden.

Wichtige Voraussetzung für eine vergleich-
bare Entwicklung in Schwellen- und
Entwicklungsländern sind die Förderung von
Bildung und Ausbildung im Bereich der
Erneuerbaren-Energien-Technologien in den
Ländern selbst, der durch einen Know-How-
Transfer gewährleistet werden muss. Hierzu
sollte eine Internationale Agentur für
Erneuerbare Energien eingerichtet werden,
wie sie von der Europäischen Vereinigung
für Erneuerbare Energien, EUROSOLAR,
gefordert wird. 
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Ökostromaufschlag 
für Solarstromanlage
-  für Geld für Kindergarten …

Am 29igsten September war es soweit.
Die erste Solarstromanlage, die die Öko-
stromkundschaft des Saarbrücker
Energieversorgers Energie-SaarLorLux
mit ihrem Aufschlag von 3,6 Cent pro
Kilowattstunde bezogenen Stroms finan-
ziert hat, ist auf dem Kinderhort
Eschberg offiziell in Betrieb gegangen.
Neben den Vorständen von Energie-
SaarLorLux, Weinmann und Johann,
freuten sich auch der Saarbrücker
Bürgermeister und Umweltdezernent
Kajo Breuer sowie die Sozialdezernentin
Charlotte Britz über die neue 3 Kilowatt
(kW) Anlage auf dem städtischen
Gebäude. Breuer freute sich, weil
"Solarbrücken" um einen weiteren
Mosaikstein erweitert wurde.
Sozialdezernentin Britz  war begeistert,
weil die zukünftig aus der Einspeisung
des Stroms und der Vergütung nach

dem  Erneuerbaren Energien Gesetz zu
erwartenden Einnahmen direkt dem
Kinderhort zufließen und damit neue
Projekte ermöglichen, für die der klam-
me städtische Haushalt nicht aufkom-
men kann. 

Insofern kann es auch als schlüssig
bezeichnet werden, dass die zugehörige
Anzeigetafel nicht nur eingespeiste
Kilowattstunden Strom und CO2

Einsparung, sondern auch die
Vergütungssumme angibt. So wird den
Kindern frühzeitig der Zusammenhang
zwischen umweltfreundlicher Energie-
erzeugung und Verwirklichung sozialer
Ziele deutlich gemacht. Diese
Kombination macht die Idee zu einem
wahrhaft gelungenen Projekt.

Weitere sollen folgen, wenn die
Stromkon-sumenten sich für Ökostrom
der ES2L entscheiden und entspre-
chend mehr bezahlen. Das konkrete
Projekt vor Ort macht das sicherlich für
die Kunden attraktiver. Deshalb hätte ein
solches Projekt eigentlich schon am
Anfang der Einführung des Ökostromta-
rifs stehen müssen, um Kunden zum
Umstieg zu bewegen. Stattdessen sam-
melten sich die Ökostromaufschläge auf
einem Sonderkonto und führten zu kei-
nem sichtbaren Ergebnis. Dieser
Webfehler ist jetzt korrigiert und die
Energiewende Saarland e.V. hofft auf
einen beschleunigten Umstieg der
Stromkunden auf Ökostrom, damit viele
weitere Solarstromanlagen zu Gunsten
von Kindergärten bald in Betrieb gehen
können. Andere Energieversorger wer-
den dieses Beispiel dann hoff e n t l i c h
bald nachahmen.

Christian Bersin

Nachrichten aus der Region
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Kein neues Atomkraftwerk in Europa
- für Energiesparprogramme und erneuerbare Energien -

Europäische Demonstration am Samstag, 
17. Januar 2004, 
Paris, 14h Place de la Rèpublique

Die französische Regierung will Anfang 2004 den Neubau
eines Atomkraftwerks, des deutsch-französischen "EPR´s",
beschließen. Diese Entscheidung ist nicht legitim, weil die
"Nationale Debatte über Energiepolitik" auf undemokrati-
schem Weg ohne Bürgerbeteiligung organisiert wurde. Der
Bau von EPR wird vom Atomkonsortium Areva aus wirt-
schaftlichen und finanziellen Erwägungen vorangetrieben,
die nichts mit den kollektiven Interessen der Bürger zu tun
haben. Zudem will die finnische Regierung einen neuen
Reaktor bauen und Loyola de Palacio, Vizepräsidentin der
Europäischen Kommission, unterstützt die Projekte der
europäischen Atomindustrie. Es ist inakzeptabel, neue
Atomkraftwerke wie den EPR zu bauen, sie weisen die glei-
chen Mängel wie die aktuellen Reaktoren auf
(Atommüllproduktion, Katastrophenrisiko) und verschlim-
mern die Situation nur.

Die unterzeichnenden Organisationen, Ve r b ä n d e ,
Gewerkschaften und politische Organisationen - rufen zu
einer europäischen Demonstration am 17.1.2004 in Paris auf
und fordern:

- die Aufgabe jeglicher Neubauprojekte von Atomkraftwerken
- der sofortige Start eines ambitionierten Energiespar-

programms und Förderung von erneuerbaren Energien
- eine wirkliche Debatte über die Energiepolitik

Kontakt: Markus Pflüger, Initiative für Atomausstieg Trier,
atomausstieg@yahoo.de
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Aufnahme- bzw. Änderungsantrag
Ich möchte / Wir möchten die Arbeit der Energiewende Saarland e.V. unterstützen und zukünftig:

❑ 1. als Energiewende - Mitglied das Monats-Magazin NEUE ENERGIE inclusive einer unregelmäßig beigefügten

„Energiewende-Regionalausgabe“ beziehen. Hierfür zahle ich / zahlen wir folgenden Beitrag:

O als Einzelmitglied den Mitgliedsbeitrag „ STA N D A R D“ von 35,- €pro Jahr

O für eine Mitgliedschaft „ FA M I L I E“ (beliebig viele Mitglieder) 50,- € pro Jahr

O  im Rahmen einer Fördermitgliedschaft „ SO L I“ .......... €(mind. 60,- €) pro Jahr

O den ermäßigten Mitgliedsbeitrag „ SE U F Z“ von 25,- €pro Jahr, da ich mir sonst keine Mitgliedschaft
leisten kann (bitte zutreffenden Ermäßigungsgrund unterstreichen: Schule, Studium, Rente, 
Arbeitslosigkeit oder ...................................................... und Bescheinigung beifügen)

❑ 2. im Rahmen einer einfachen Mitgliedschaft „LIGHT“ für 15,- € pro Jahr (Einzelperson) bzw.
30,- € pro Jahr (Familien) nur die Energiewende-Regionalausgabe beziehen

❑ 3. als Abonenntin für 10,- € ( b z w. 12,- € im Ausland) pro Jahr nur die E n e r g i ew e n d e-Regionalausgabe beziehen.
❑ 4. per eMail (PDF-Datei) als AbonnentIn für 5,- € pro Jahr die Energiewende-Regionalausgabe beziehen.

Der Versand soll an folgende Email-Adresse erfolgen: ______________________________________

Name:  .................................................... Vorname: ....................................

Straße: .................................................... PLZ, Ort: ....................................

Datum: .................................................... Unterschrift: ....................................

Einzugsermächtigung
❑ Ich erteile / Wir erteilen der Energiewende Saarland e.V. hiermit die jederzeit widerrufbare Einzugs- 

ermächtigung für den o.g. Betrag von folgendem Konto:
Kto.-Nr. ................................................... BLZ ....................... Bank ...........................................

Ort, Datum ............................................. Unterschrift ..............................................................

Der Mitgliedsbeitrag ist steuerlich abzugsfähig. Bis 51,- €gilt der Kontoauszug als Spendennachweis. Bei höheren
Beträgen erhalten Sie von uns jedes Jahr eine Spendenbescheinigung.

+ 10.- Euro
im Ausland

Veranstaltungen

07.01.2004 um 18.00 Uhr 
Haus der Umwelt
Evangelisch-Kirch-Str. 8
66111 Saarbrücken
Vortrag von Nicola Sacca - Agentur für Zukunftsenergiesysteme (AZES) -
zum Stand der Erneuerbaren Energien im Saarland und zu
Finanzierungsinstrumenten für Erneuerbare Energien

jeden 2. Donnerstag im Monat um 19.00 Uhr
Haus der Umwelt 
Evangelisch-Kirch-Str. 8
66111 Saarbrücken
Treffen Energienetzwerk
– 08. Jan. 2004 
– 12. Febr. 2004


